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Kleine Anfrage 8608 
 
des Abgeordneten Alexander Steffen   FDP 
 
 
Wie reagiert die Landesregierung auf den zunehmenden Widerruf des Schutzstatus 
syrischer Staatsangehöriger? 
 
 
Im Jahr 2016 erklärte die damalige Bundeskanzlerin Angela Merkel mit Blick auf die syrischen 
Flüchtlinge: „Wir erwarten, dass, wenn wieder Frieden in Syrien ist und wenn der IS im Irak 
besiegt ist, dass ihr auch wieder, mit dem Wissen, was ihr jetzt bei uns bekommen habt, in 
eure Heimat zurückgeht.“1 
 
Im Dezember 2024 fiel das Regime des syrischen Machthabers Baschar al-Assad. Seit dem 
Machtwechsel sind nach Angaben des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen (UNHCR) 
rund 1,6 Millionen syrische Flüchtlinge aus den Nachbarstaaten Türkei, Libanon und Jordanien 
nach Syrien zurückgekehrt.2 
 
Aus Deutschland sind nach Angaben des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
im vergangenen Jahr hingegen lediglich 3.678 syrische Flüchtlinge freiwillig in ihr 
Herkunftsland zurückgekehrt.3 Der Großteil der über 900.000 Syrer in Deutschland hält sich 
somit weiterhin in Deutschland auf. Dazu zählt neben gut integrierten und 
sozialversicherungspflichtig beschäftigten Menschen auch ein hoher Anteil von 
Sozialleistungsempfängern. Die von der damaligen Bundeskanzlerin Angela Merkel 2016 
geäußerte Erwartung, dass viele Syrer nach Ende des Krieges in ihre Heimat zurückkehren, 
ist bisher kaum eingetreten. Die von der Bundesregierung ausgerufene Migrationswende hatte 
für Syrer in Deutschland bisher praktisch keine Auswirkungen. 
 
Nun zeichnet sich auch beim bestehenden Schutzstatus syrischer Staatsangehöriger eine 
grundlegende Veränderung ab. Das BAMF hat nach der Verbesserung der politischen und 
humanitären Lage in Syrien seine Überprüfungspraxis ausgeweitet. Nach Angaben des BAMF 
wurde die Aberkennungstätigkeit seit Mitte Juni 2026 über Straftäter und Gefährder hinaus 
schrittweise auf weitere Personengruppen ausgeweitet, für die zuvor bereits die 
Entscheidungstätigkeit in Asylverfahren wieder aufgenommen worden war. 
 
Dies betrifft insbesondere Personen, denen bisher der sogenannte subsidiäre Schutz 
zugesprochen wurde, aber keine besondere Schutzbedürftigkeit z. B. als Angehörige einer 
religiösen oder ethnischen Minderheit mehr besteht und bei denen davon ausgegangen 
werden kann, dass sie ihren Lebensunterhalt in Syrien eigenständig sichern können. 

 
1 https://www.spiegel.de/politik/deutschland/angela-merkel-viele-fluechtlinge-sollen-mittelfristig-
zurueckkehren-a-1074867.html (letzter Zugriff: 18.08.2026). 
2 https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/syrer-rueckkehr-102.html  (letzter Zugriff: 18.08.2026). 
3 https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/syrer-rueckkehr-102.html  (letzter Zugriff: 18.08.2026). 
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Ein Widerruf oder eine Rücknahme des Schutzstatus führt dabei nicht automatisch zu einer 
unmittelbaren Abschiebung. Vielmehr sind anschließend die aufenthaltsrechtlichen 
Voraussetzungen und gegebenenfalls bestehende Abschiebungsverbote zu prüfen. 
Gleichwohl ist damit zu rechnen, dass eine zunehmende Zahl syrischer Staatsangehöriger 
ihren bisherigen Schutzstatus verliert und in der Folge ausreisepflichtig werden kann. 
 
Es stellt sich somit die Frage, welche Maßnahmen die Landesregierung plant, um die 
nordrhein-westfälischen Ausländerbehörden auf eine möglicherweise deutlich steigende Zahl 
ausreisepflichtiger syrischer Staatsangehöriger vorzubereiten. 
 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wie viele in Nordrhein-Westfalen wohnhafte syrische Staatsangehörige haben seit dem  

1. Juni 2026 ihren Schutzstatus durch Widerruf oder Rücknahme des BAMF verloren? 
 
2. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um die Kommunen dabei zu 

unterstützen, sich auf den durch die Entscheidung des BAMF zu erwartenden Anstieg 
der Anzahl der ausreisepflichtigen Personen aus Syrien vorzubereiten? 

 
3. Wie viele syrische Staatsangehörige sind seit dem 8. Dezember 2024 aus  

Nordrhein-Westfalen nach Syrien zurückgekehrt, differenziert nach den Rückkehrarten 
Abschiebung beziehungsweise Rückführung sowie freiwillige Rückkehr? 

 
4. Welche konkreten Maßnahmen hat die Landesregierung seit dem 8. Dezember 2024 

ergriffen, um die freiwillige Rückkehr sowie die zwangsweise Rückführung 
ausreisepflichtiger syrischer Staatsangehöriger nach Syrien zu ermöglichen und zu 
beschleunigen? 

 
5. Welche zusätzlichen Maßnahmen hält die Landesregierung auf Bundes-, Landes- und 

kommunaler Ebene für erforderlich, um angesichts der veränderten Lage in Syrien und 
der zunehmenden Zahl von Widerrufen bzw. Rücknahmen des Schutzstatus die 
Rückkehr und Rückführung syrischer Staatsangehöriger zu unterstützen? 

 
 
 
Alexander Steffen 
 


